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Medienbildung in Kindheit und Jugend 
 
Durch die Auswirkungen der Corona-Krise seit März 2020 sind die Defizite und die bestehenden Her-
ausforderungen in allen Bereichen der (digitalen) Bildung verstärkt hervorgetreten.  
Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf ein gesundes Aufwachsen mit Medien! Im novellierten 
Jugendschutzgesetz werden im § 10a sichere Mediennutzung und Medienerziehung als Schutzziele 
des Kinder- und Jugendmedienschutzes definiert. Medienkompetenzförderung gehört in alle Lebens-
bereiche von Kindern und Jugendlichen. Neben Familie, Kita und Schule bieten sich auch die Jugend-
arbeit und Einrichtungen der Jugendhilfe an. Dazu muss Medienbildung/ Medienerziehung verpflich-
tender Bestandteil der Ausbildung aller pädagogischen Berufe sein. 
 
 
 
Wie wird sich Ihre Partei dafür einsetzen, dass alle Kinder und Jugendlichen für einen sicheren, 
selbstbestimmten Umgang mit Medien befähigt werden? 
 
 
Christlich Demokratischen Union Deutschlands (CDU) und Christlich-Sozialen Union in Bayern 
(CSU): Wir müssen auch in der digitalen Welt unsere Kinder besser schützen. Wir werden ihre Medi-
enkompetenz fördern und auch Telemedienanbieter zu besseren Kindesschutzkonzepten verpflich-
ten. Schülerinnen und Schüler müssen neben den Kulturtechniken Lesen, Schreiben und Rechnen 
auch digitale Kompetenzen erwerben. Diese umfassen ein technisches und informatisches Grundver-
ständnis ebenso wie Medienkompetenz. Dabei geht es insbesondere um die Fähigkeit, Medien zu 
nutzen, Funktionsweisen von digitalen Technologien und künstlicher Intelligenz zu verstehen und 
schließlich Inhalte zu bewerten. 
 
 
SPD: Wir werden auf allen Ebenen die Medienkompetenz von Kindern und Jugendlichen fördern, ins-
besondere auch in den außerfamiliären Bildungseinrichtungen. 
Digitales Lernen ist für uns auch Persönlichkeitsbildung und die Förderung sozialer Kompetenzen. 
Deshalb werden wir den pädagogischen, stärkenorientierten Ansatz der Kinder- und Jugendhilfe 
ebenso einbeziehen, wie auch die frühkindliche Bildung und einen Digitalpakt, auch für die Kinder- 
und Jugendhilfe, auflegen. Die Aus- und Fortbildung von Lehrkräften ist ein Schlüssel zur digitalen 
Schule. Wir werden deshalb bundesweit vernetzte Kompetenzzentren für digitales Lehren und Ler-
nen aufbauen und unterstützen. 
Medienkompetenz ist auch Demokratiekompetenz. Lernen, Arbeiten, Identitätsbildung, Persönlich-
keitsentwicklung und die Kommunikation mit anderen sind in unserem Alltag zunehmend an soziale 
Medien gebunden. Dafür wollen wir die kreative Energie der Netzcommunity mit der Qualität und 
Erfahrung der klassischen Medien zusammenbringen. 
 
 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Viele Kinder und Jugendliche wachsen mit Tablets, Smartphones und Co. 
auf – wir GRÜNE müssen sicherstellen, dass sie selbstbestimmt und sicher in der digitalen Welt groß 
werden. Wir stärken die digitale Bildung als Gemeinschaftsaufgabe von Eltern, Bildungseinrichtungen 
und der Jugendhilfe mit Fortbildungen für Fachkräfte und Unterstützungsangeboten für Eltern. Alle 
sollen digitale Kompetenzen erwerben können, das geht nur mit entsprechender Hardware und In-
ternetanbindung: Kinder, die in Armut leben, erhalten für die Schule ein digitales Endgerät, wenn  
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sie dieses benötigen. Auch dem Suchtpotenzial und den Gesundheitsrisiken der übermäßigen Nut-
zung digitaler Anwendungen möchten wir begegnen. Kinder und Jugendliche brauchen im Netz be-
sonderen Schutz vor Straftaten wie Hassrede, Cybergrooming oder sexualisierter Gewalt. Die Bun-
deszentrale für Kinder- und Jugendmedienschutz soll in ihren Kompetenzen gestärkt werden. Vor 
kommerziellem Sammeln ihrer Daten durch private Anbieter werden wir Kinder schützen. 
 
 
DIE LINKE: Deutschland ist Entwicklungsland beim digitalen Lernen. Die unendliche Geschichte der 
Ankündigung muss ein Ende haben. Geld für neue Computer und Lernsoftware brauchen wir dauer-
haft – öffentlich finanziert: jedem Schüler, jeder Schülerin, jeder Lehrkraft ein eigenes digitales Ge-
rät! Mit freier Software (Open Educational Resources) zu digitaler Mündigkeit. Schulen brauchen »di-
gitale Kümmerer«, Lehrkräfte brauchen Medienkompetenz. Daher fordern wir: ein leistungsfähiger 
Breitbandanschluss und WLAN für alle Schulen, eine Digital-Offensive für Bildung, also Geld für Infra-
struktur, für Software, Plattformen und Personal. Medienbildung soll jedoch nicht nur zu einer kriti-
schen Aneignung von Medieninhalten, sondern auch zur eigenverantwortlichen Mediengestaltung 
befähigen. In der digitalen Welt selbstbestimmt teilzunehmen, gehört zu den Grundvoraussetzungen, 
um sich in einer demokratischen und digitalisierten Gesellschaft einzumischen. 
 
 
FDP: Der reflektierte und kritische Umgang mit digitalen Medien ist für uns eine zentrale Kulturtech-
nik des 21. Jahrhunderts. Schülerinnen und Schüler müssen schon früh befähigt werden, sicher mit 
dem Internet, Online-Medien und sozialen Netzwerken umzugehen. Jede Schule soll ein dezentral 
selbst verantworteter Lernort sein, an dem Kinder und Jugendliche jene kritische Urteilsfähigkeit ler-
nen, mit der sie einen Unterschied für ihre Lebenswelt machen können. Politische Bildung muss be-
reits im Sachunterricht der Primarstufe verankert sein. Politische Bildung steht in Zeiten der Digitali-
sierung, Zuwanderung und des Populismus vor der Herausforderung, Wissen und Handwerk für eine 
weltoffene Demokratie zu vermitteln. Dazu gehört, die Bildung und Befähigung, Quellen kritisch zu 
hinterfragen. Unser Ziel muss sein, allen Menschen echte Medienpartizipation zu ermöglichen. Be-
sonders wirkungsvolle Programme der politischen Bildung wollen wir mit einer »Exzellenz-Initiative 
Politische Bildung« öffentlich würdigen, finanziell fördern und so zu ihrer Verbreitung ermutigen. 
 

 

Wo sieht Ihre Partei im föderalen System die Verantwortung für den Jugendmedienschutz? 
 
Christlich Demokratischen Union Deutschlands (CDU) und Christlich-Sozialen Union in Bayern 
(CSU): Die Verantwortung für den Kinder- und Jugendmedienschutz liegt sowohl bei den Ländern als 
auch beim Bund. Über ihre Verantwortung für die Medienbildung stehen die Länder in der Pflicht, 
Kindern und Jugendlichen einen sicheren Umgang mit Medien zu ermöglichen. Zugleich hat der Bund 
die Verantwortung für den Jugendmedienschutz, so dass er seinerseits in der Pflicht steht, Schaden, 
etwa durch schädigende Inhalte oder Kontaktaufnahmen, zu verhindern. Unser Ziel muss es sein, 
dass Bund und Länder effektiv zusammenarbeiten. Dies geschieht in der Kommission für Kinder- und 
Jugendmedienschutz der Landesmedienanstalten, in der Prüfstelle für jugendgefährdende Medien, 
im gemeinsamen Kompetenzzentrum jugendschutz.net und auch in den freiwilligen Selbstkontrollen 
der Medienwirtschaft. Durch die im März 2021 verabschiedete Reform des Jugendschutzgesetzes 
wurde das Zusammenwirken zwischen Bund und Ländern weiter verzahnt. 
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SPD: Mit der letzten Novelle des Jugendschutzes im Jahr 2021 haben wir erstmals eine klare Abgren-
zung von Bundes- und Länderzuständigkeiten in Zeiten der Medienkonvergenz geschaffen. Dort, wo 
alte und neue Berührungspunkte bestehen, haben wir für Synergien durch Zusammenarbeit und Aus-
tausch von Bund und Ländern im verfassungsrechtlich zulässigen Rahmen gesorgt. 
Die Länder sind für die Einzelfall-Aufsicht über Medieninhalte (d.h. für die »Nachsorge«) zuständig. 
Das haben wir durch weitere strukturelle Vorsorgemaßnahmen des Bundes und die Aufsicht durch 
die Bundeszentrale für Kinder- und Jugendmedienschutz gestärkt. Im zunächst dialogischen Verfah-
ren können Anbieterbelange und vergleichbare Anforderungen von der Bundeszentrale gewürdigt 
werden. Auch können Abstimmungen mit relevanten Akteuren wie der Kommission für Jugendmedi-
enschutz erfolgen. Wir setzen uns auch weiterhin für einen wirksamen Jugendmedienschutz ein, der 
alle föderalen Ebenen mit einbezieht. 
 
 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Wir GRÜNE glauben, dass nur eine Zusammenarbeit von Bund und Län-
dern hier zu guten Ergebnissen kommt. Die Schaffung einer Bundeszentrale für Jugendmedienschutz 
erscheint uns als ein sinnvoller Schritt, um Kompetenzen und Aufsicht zu bündeln und insbesondere 
außerhalb des Medieninhalts liegende Gefährdungen zu adressieren – beispielsweise Kontaktrisiken, 
wie sie durch die Möglichkeit uneingeschränkter Kommunikationsmöglichkeiten mit unbekannten 
Personen in manchen Games für Kinder entstehen. Wir setzen darauf, dass die neue Bundeszentrale 
im Einvernehmen mit den Selbstkontrollen zu praktikablen Vorgaben gelangt, insbesondere was 
kindgerechte Meldewege und Hilfsangebote angeht. Das entlässt aber die Länder nicht aus ihrer Ver-
antwortung, im Bereich der Einzelprüfung von Medieninhalten zu arbeiten, wenn es etwa um Alters-
einstufungen geht. 
 
 
DIE LINKE: Jugendmedienschutz ist ein Bereich mit sogenanntem doppelten kompetenziellen Zugriff 
von Bund und Ländern: Dem Bund, weil es sich hier um öffentliche Fürsorge handelt, und den Län-
dern als speziellere Annexkompetenz der zur Kulturhoheit der Länder zählenden Gesetzgebungskom-
petenz bei Massenmedien. Hieraus müssen weitreichenden Kooperations- und Rücksichtnahme-
pflichten zwischen Bund und Ländern entstehen. Konvergenzentwicklungen der Medien verlangen 
dementsprechend einen kohärenteren und konvergenten Jugendmedienschutz. Mit dem Jugendme-
dienschutzstaatsvertrag liegt den Ländern ein wichtiges Instrumentarium des kooperativen Föderalis-
mus vor. Gleichwohl müssen bestehende Rechtsrahmen besser verzahnt sowie Schnittstellen und 
Übergabepunkte optimiert werden. Ferner braucht es Maßnahmen zur Stärkung des Jugendmedien-
schutzes, allen voran bei bestehenden Strukturen der Landesmedienanstalten in Hinblick auf die Ver-
mittlung von Medienkompetenzen. 
 
 
FDP: Jugendschutz und Jugendmedienschutz sind bislang mit Blick auf das Grundgesetz getrennt ver-
antwortet worden. Mit der Novelle des Jugendschutzgesetzes wurde diese Trennung von Bundesho-
heit und Länderhoheit in Teilen aufgegeben, indem der Bund weit in die Kompetenzen der Länder 
hineinregiert hat. Die Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag hat das im Verlauf 
mehrfach kritisiert. Sicherlich ist Jugendschutz aus einer Hand die effektivste und beste Möglichkeit, 
um Kinder und Jugendliche zu schützen. Die Erfahrung, die Organisationseinheiten und das entspre-
chende Personal befindet sich aufgrund der Länderhoheit dort (vgl. Beschluss der Fraktion der Freien 
Demokraten im Deutschen Bundestag »Aufgeklärt, selbstbestimmt, wirkungsvoll – Jugendschutz im 
digitalen Zeitalter« vom 06.10.2020). 


